
M
arlies Kalies ist Bäuerin mit Leib
und Seele. „Du, wir sollten wieder
anfangen“, hatte ihr Mann damals
gesagt, als es nach der Wende die
Chance gab, als „Wiedereinrichter“

den Hof ihrer Schwiegereltern im Dörfchen Ort-
wig im Oderbruch 70 Kilometer östlich von Berlin
wieder aufzubauen. „Da musste ich nicht lange
überlegen“, erinnert sie sich. Sie gab ihren Job auf
und machte den Acker zum Arbeitsplatz. 30 Hek-
tar Land bekamen sie aus der Erbmasse der
DDR-Landwirtschaft zugeteilt. Zuletzt baute ihr
Sohn eine Schweinemastanlage hinzu, die sich be-
zahlt macht, so ist auch die Hofnachfolge gesi-
chert. „Wir sind klein, aber wir haben’s geschafft“,
erzählt sie, und ihr Stolz ist nicht zu übersehen.

Gleichwohl fürchtet die Landwirtin um die Zu-
kunft ihrer Region. „Da kommen jetzt diese Gigan-
ten, die kaufen und pachten alles, was sie kriegen
können“, erzählt sie. „Wenn hier irgendein Be-
trieb mal in Geldnot ist, dann sind die sofort da.“
Schon sei auch ihre Familie beim Wettbewerb um
Pachtland überboten worden. „Und irgendwann“,
so schwant ihr, „werden die Konzerne mit ihren
Investoren so viel bieten, dass sie uns den Boden
unter den Füßen wegziehen.“

Konzerne und Investoren in der Mark Branden-
burg? Beinharter Wettbewerb um Boden und
Pachtpreise? Das hat so gar nichts mit dem zu tun,
was sich Städter unter Landwirtschaft vorstellen.
Doch die Sorgen der passionierten Bäuerin sind
berechtigt. Kaum bemerkt von den Verbrauchern
erfährt die ostdeutsche Landwirtschaft einen radi-
kalen Wandel. Großunternehmen und Kapitalanle-

ger übernehmen eine immer
größere Zahl von Landwirt-
schaftsbetrieben samt den zu-
gehörigen Ländereien. Und
von der Ostsee bis nach Thü-
ringen klagen Landwirte über
steigende Bodenpreise und
unlauteren Wettbewerb.

Motor für diese Entwick-
lung ist die Finanzkrise. Weil
der Kapitalmarkt kaum noch

sichere Anlagen bietet, gilt Ackerland als begehr-
tes Investment. Darum findet der weltweite Ein-
stieg des großen Kapitals in die Agrarproduktion,
den Afrikas Bauern als Landraub („land grab-
bing“, siehe Kasten) anprangern, auch in Europa
statt und ganz besonders in der ostdeutschen Pro-
vinz. Zwar folgt das, anders als in vielen Entwick-
lungsländern, den Regeln des Rechtsstaats. Aber
trotzdem ist das Geschäft heftig umstritten.

Kritiker nennen stets einen Namen, wenn sie
von den neuen Industriebauern sprechen: Sieg-
fried Hofreiter. Der 51-jährige gemütlich wir-
kende Bayer mit Stoppelfrisur und Wohlstands-
bauch leitet die KTG Agrar AG, das mit 110 Millio-
nen Euro Jahresumsatz größte deutsche Landwirt-
schaftsunternehmen. Er kennt die Ängste, die sein
Konzern auslöst. Darum begegnet er ihnen mit
leutseliger Offenheit.

In Linthe, 60 Kilometer südwestlich von Berlin,
hat er gerade ein neues Zentrallager für Kartoffeln,

Zwiebeln und Möhren eröffnet, wo er den Besu-
cherempfängt.AuchHofreitersiehtsichals„Land-
wirt mit Passion“, das habe er „von der Pike auf ge-
lernt“. Nur war in seinem bayerischen Heimatdorf
kein Platz für ihn, seinen Bruder und ihre großen
Pläne. Daher war die ostdeutsche Revolution auch
seine Chance: „Die hatten diese riesigen Flächen.“
HunderttausendMarkliehensichdieBrüderbei ih-
ren Eltern und pachteten 300 Hektar Ackerland in
Sachsen. Drei Jahre hätten sie „gekämpft“, erzählt
der Agrarunternehmer, bis in der Nachbarschaft
derNachfolgebetriebeinerDDR-LPGzumVerkauf
stand. Auf Kredit stiegen die Hofreiters ein, konn-
tenihreProduktionvervielfachen,bekamenLiefer-
verträge mit Rewe, „und dann hatten wir unser Ge-
schäftsmodell. Das haben wir dann immer so wei-
tergemacht“,erzähltHofreiter,undesklingt,alssei
daran nichts Ungewöhnliches.

So kam Betrieb um Betrieb dazu und heute, zwei
Jahrzehnte und einen Börsengang später, hat es
auch Hofreiter geschafft – im ganz großen Stil. An
drei Dutzend Standorten bewirtschaften ange-
stellte KTG-Bauern 31000 Hektar allein in Ost-
deutschland, eine Fläche so groß wie 40000 Fuß-
ballfelder. Gut die Hälfte davon bestellen sie nach
den Regeln des ökologischen Landbaus. „Bio für
alle“, das sei von Anfang an seine Vision gewesen,
erklärt Hofreiter. Weitere rund 8000 Hektar haben
die Konzernagrarier zudem in Litauen unterm
Pflug. Dazu gehören noch Dutzende von Biogasan-
lagen mit 40 Megawatt Leistung, eine „Bio-Zen-
trale“ für den Handel mit Biowaren aller Art sowie
ein Gefrierwerk. Das nötige Geld besorgt sich Hof-
reiterüberAnleihen,diedenAnlegernmehralssie-
ben Prozent Zins versprechen, also als sehr riskant
gelten.AbererlocktmitdensteigendenBodenprei-
sen. Allein darüber habe der Konzern „stille Reser-
ven“ von 50 Millionen Euro angehäuft. Da seien
Schulden kein Problem. Allein im vergangenen
Jahr legte der Konzernumsatz so um volle 42 Pro-
zent zu und ein Ende des Wachstums sei nicht vor-
gesehen, versichert der Landwirt neuen Typs.

„Größer, als die Junker jemals waren“
Dabei ist die KTG nur der größte Fisch in einem
wachsenden Schwarm. Eine ähnliche Strategie,
wenn auch abgeschottet von der Öffentlichkeit,
verfolgt die Steinhoff-Familie, die mit dem gleich-
namigen Möbelkonzern reich wurde. Sie führt
über ihre Familienholding ostdeutsche Agrarbe-
triebe mit mehr 20000 Hektar und ist größter
Landbesitzer in der brandenburgischen Ucker-
mark. Genauso hält es der niedersächsische Immo-
bilienmillionär Jürgen Lindhorst, dessen JLW Hol-
ding an die 25000 Hektar bewirtschaftet. Mit im
Rennen ist auch die Firma Odega aus Großneuen-
dorf im Oderbruch. Dort kauften die verbliebenen
drei Mitglieder einer Agrargenossenschaft zahlrei-
che Betriebe im Umland und bewirtschaften mitt-
lerweile an die 15000 Hektar. Insider berichten,
Geldgeber sei die DKB-Bank, eine Tochter der
BayernLB. Aber dazu mag Geschäftsführer Detlef
Brauer keine Auskunft geben. Für Presseanfragen
stehe er „nicht zur Verfügung“, lässt er ausrichten.
Dem Vorbild der Großen folgend sind zudem zahl-

reiche Vertreter des westdeutschen Geldadels in
die ostdeutsche Landwirtschaft eingestiegen, um
dort ihr Vermögen zu sichern. Darunter etwa ein
Erbe der Industriellenfamilie Dornier, der Müllun-
ternehmer Rethmann („Remondis“), der Brillenfa-
brikant Fielmann oder der Heizungsmilliardär
Martin Viessmann.

GleichzeitigbietenFondsgesellschaftenKapital-
anlegern die Möglichkeit, auf den Wertzuwachs
vonAgrarlandzuspekulieren,ohneselbstBetriebe
führenzumüssen.SovermarktetdieGrafvonWest-
phalenGmbHgemeinsammiteinerHamburgerBe-
teiligungsgesellschaft „Landwirtschaft als Anlage-
klasse“. Unter dem Namen „Agro Energy“ verkau-
fensieAktienfürProjektgesellschaften,dienacher-
folgreicher Etablierung weiterverkauft werden.
Das erste Projekt erwirtschaftete nach Angaben
der Betreiber mit dem Kauf und Verkauf von zwei
Großbetrieben in Mecklenburg samt Biogasanla-
gen eine Rendite von 13,5 Prozent für Aktienkäu-
fer–unddasproJahr.DerzeitsammelndieVermitt-
lerKapital füreinInvestmentvon„120bis150Mil-
lionen Euro“, um damit gleich fünf Betriebe mit
„rund 20000 Hektar“ Fläche „zu relativ niedrigen
Preisen“zukaufen,eineangeblich„einzigartigeGe-
legenheit im deutschen Markt“. Kleinsparer sind
dabeiallerdingsnichterwünscht.Interessentensol-
len mindestens fünf Millionen Euro mitbringen.

So fließt über alle möglichen Kanäle immer
mehr Kapital in den Kauf ostdeutscher Agrarbe-
triebe und deren Besitz konzentriert sich in immer
weniger Händen. Das ist das Ergebnis einer Stu-
die, die das bundeseigene Thünen-Institut für
Agrarforschung im Juli veröffentlichte. Der viel-
fach geäußerten „Befürchtung einer Rückkehr zu
Strukturen, die sich dem Großgrundbesitz im
19.Jahrhundert annähern“, könne man „nicht
gänzlich widersprechen“, schrieben die Autoren.
Das ist untertrieben. Tatsächlich seien die neuen

„Großgrundbesitzer größer, als es die ostelbi-
schen Junker je waren“, beklagt Axel Vogel, Frakti-
onschef der Grünen im Brandenburger Landtag.
„Wir bekommen hier Besitzstrukturen wie in der
Dritten Welt“, warnt Vogel. „Einige haben ganz
viel, und die meisten haben nichts.“ Die gleiche
Beobachtung machte auch Gernot Schmidt,
SPD-Landrat in Märkisch-Oderland. Nur drei Kon-
zerne, KTG, die Lindhorst-Gruppe und Odega,
kontrollieren bereits 20 Prozent der gesamten
Ackerfläche – und alle drei seien „jetzt schon grö-
ßer als die ehedem größten
Landbesitzer der Region, die
von Hardenbergs“, sagt
Schmidt.

Dabei will es die Ironie der
Geschichte, dass die von den
DDR-Machthabern betrie-
bene Enteignung der alten
Großagrarier sowie die
Zwangskollektivierung der
übrigen Bauern die Grund-
lage dafür schufen, dass jetzt die modernen Agrar-
fürstenEinzughalten.DennvonbäuerlichenStruk-
turen, die trotz des Höfesterbens in Westdeutsch-
land bis heute eine vergleichbare Besitzkonzentra-
tion verhindern, war nach dem Ende der DDR fast
nichts übrig. Die damalige Bundesregierung unter
Kanzler Helmut Kohl beanspruchte die enteigne-
ten Flächen der „volkseigenen Güter“ einfach für
den Staat. Zwar durften die Erben der Alteigentü-
mer, die schon ab einem Landbesitz von 100 Hek-
tar von ihren Höfen vertrieben worden waren, ei-
nen Teil der Flächen günstig zurückkaufen. Doch
nur wenige machten davon Gebrauch. Mehr als
eine Million Hektar Ackerland blieb im Bundesbe-
sitz und wird seitdem von der Bodenverwertungs-
und -verwaltungsgesellschaft (BVVG) verwaltet,
die sie verpachtet und nach und nach verkauft.

Die LPG-Kader bereiten Agrarkapitalisten den Weg
Gleichzeitig gingen aber auch die rund 750000
Bauern der Landwirtschaftlichen Produktionsge-
nossenschaften (LPG) in den meisten Fällen leer
aus. Nur wenige wagten wie Familie Kalies den
Neuaufbau. Die große Mehrzahl dagegen wurde
von den vormaligen SED-Agrarkadern mit mini-
malen Abfindungen aus den Betrieben gedrängt.
Das Ergebnis war: Die großflächige Struktur der
DDR-Landwirtschaft blieb weitgehend erhalten,
nur dass sie fortan den „Roten Junkern“ gehörte,
die den Besitz unter sich aufteilten und sogar noch
große Flächen von der BVVG zu Vorzugspreisen
hinzukaufen konnten.

Genau „diese Politik, die LPG-Nachfolgebe-
triebe zu schützen“, habe „das Einfallstor“ geschaf-
fen, durch das die neuen Investoren nun die ost-
deutsche Provinz erobern, sagt der Agrarökonom
und Autor der jüngsten Bundesstudie, Bernhard
Forstner. Denn es sind die Gesellschafter der
LPG-Nachfolgebetriebe, die nun ins Rentenalter
kommen und ihre Betriebe an Investoren verscher-
beln, vielfach mit einem enormen Gewinn. Das
Land, das ihnen nach der Wende zufiel oder das
sie für rund 2000 Euro pro Hektar kaufen konn-
ten, ist jetzt oft das Zehnfache wert. Dabei haben
die reich gewordenen DDR-Agrarkader anders als
ihre westdeutschen Kollegen vielfach keine Bin-
dung an das Land. „Bei 60 Prozent der LPG-Nach-
folgebetriebe“ gebe es niemanden, „der den Be-
trieb übernehmen kann oder will, wenn die Älte-
ren ausscheiden“, erklärt KTG-Chef Hofreiter.
„Warum also sollten wir die Betriebe nicht kau-
fen?“ So bereiten die ehemaligen Kommunisten
den neuen Agrarkapitalisten den Weg.

Umso mehr wachsen Angst und Zorn bei der
übrigen Bevölkerung. Selbst die übrigen bisher
starken LPG-Erben sehen sich bedroht. So berich-
tet die Landwirtin Wenke Müller, die bis vor kur-
zem dem Kreisbauernverband Uckermark vorsaß
und deren Gesellschaft immerhin 1500 Hektar be-
wirtschaftet, dass „hier jetzt Bodenpreise von
25000 Euro pro Hektar bezahlt werden“. Auch
die Pachtpreise seien auf 600 Euro pro Hektar und
Jahr gestiegen. So etwas lasse sich „landwirtschaft-
lich gar nicht mehr verdienen“. Da werde ver-
sucht, „uns das Wasser abzugraben“, warnt sie.

Parallel dazu wächst die Furcht vor der Ver-
ödung des ländlichen Raums. Schon bisher verfal-
leninFolgederLandfluchtvieleDörferindenstadt-
fernenRegionen.DieAusbreitungderneuenAgrar-
konzerneverschärfedas„dramatisch“,warntRein-
hard Jung, Geschäftsführer des Bauernbundes, der
in Brandenburg 360 Familienbetriebe vertritt.
Denn damit fließe „die ganze Wertschöpfung aus
der Region ab“. Ortsansässige Eigentümer würden
stets auch in die Dörfer investieren, würden beim
örtlichenHändlerkaufenoderdieHandwerker vor
Ortbeauftragen.„Bei den Konzernen läuft das zen-
tral“,sagtJung,und„dieGewinnefließenandieKa-
pitalgeber, die Kaufkraft verschwindet“.

Besonders verrufen sind die im Bauernjargon so
genannten „Tiefladerbauern“. Gemeint sind Be-
triebe, in denen die Feldarbeit nur noch von aus-
wärtigen Lohnunternehmen durchgeführt wird,

die mit ihrer Maschinenflotte auf Tiefladern und
billigen Arbeitskräften umherziehen, um im Auf-
trag Felder zu bestellen und zu ernten. Vor allem
der Lindhorst-Konzern bediene sich dieser Me-
thode, berichten Nachbarn aus Märkisch Oder-
land, wo Lindhorst in Schulzendorf einen Großbe-
trieb unterhält. Fragen dazu mochten die Lind-
horst-Manager jedoch lieber nicht beantworten.

Die Konsequenzen seien schlimm, sagt Bäuerin
Kalies. „Wir verlieren die Menschen hier, erst
schließt die Schule, dann die Kneipe und schließ-
lich der Laden.“ Ein Dorf nach dem anderen ver-
falle. Diese Sorge treibt auch den CDU-Politiker
undBundestagsabgeordnetenHans-Georgvonder
Marwitz, der selbst im nahen Seelow den Betrieb
seiner Eltern wieder aufgebaut hat und dort 900
Hektar bewirtschaftet. Mit der Konzernlandwirt-
schaft gehe „alle Vielfalt, alle Privatinitiative verlo-
ren“, sagt er. Wenn es nicht gelinge, das aufzuhal-
ten, „dann haben wir hier bald amerikanische Ver-
hältnisse: endlose Felder und kaum Menschen“.

Genauso wie SPD-Landrat Schmidt oder Grü-
nen-Politiker Vogel fordert von der Marwitz da-
rum, die Politik müsse sich dieser „Fehlentwick-
lung“ entgegenstellen. Glaubt man den Worten
der verantwortlichen Regierungspolitiker, dann
scheint das nur selbstverständlich. Ihr Leitbild sei
„nicht die industrielle Landwirtschaft, sondern
der bäuerliche Familienbetrieb“, bekannte erst
kürzlich wieder Ilse Aigner (CSU), die zuständige
Bundesministerin. Die Bodenspekulation „ziehe
Finanzkraft aus den ländlichen Räumen ab“,
zürnte Mecklenburgs SPD-Agrarminister Till
Backhaus. „Grund und Boden dürfen nicht zum
Spielball der Spekulanten werden“, kündete auch
dessen Brandenburger Kollege Jörg Vogelsänger.
Selbst Kanzlerin Merkel sprach im Juni beim Bun-
desbauerntag von den „sehr kritischen Diskussio-
nen über Investoren auf dem Bodenmarkt“. Man
müsse „aufpassen, dass die Landwirte eine faire
Chance für ihren Boden behalten“.

In ihrer politischen Praxis betreiben die Regie-
renden jedoch das genaue Gegenteil. So könnte die
Bundesregierung die BVVG nutzen, um ortsansäs-
sigeLandwirtemiteigenemHofzufördern.Immer-
hin verfügt das Treuhand-Nachfolgeinstitut noch
immer über 250000 Hektar Ackerland, das bis
2025 verkauft werden soll. Würde nur an solche
Landwirte verkauft und verpachtet, die selbst Ei-
gentümer sind und vor Ort leben, würde das die
Konzernbetriebe ausschließen und die Preise drü-
cken. Doch da ist Finanzminister Wolfgang
Schäuble vor. Er verfügte, dass die BVVG für Pacht
und Verkauf stets den aktuellen Verkehrswert for-
dern muss, um maximale Einnahmen zu erzielen.
„Mit dieser Praxis“ heize „die BVVG den Preisan-
stieg fortwährend an“, urteilt von der Marwitz.

Noch schwerer wiegt, dass Aigner und ihre Kol-
legen ausgerechnet jene Reform verhindern, mit
der die neuen Großagrarier auszubremsen wären:
die Kappung der EU-Flächenprämien. Bisher er-
hält jeder Agrarbetrieb im Durchschnitt 300 Euro
pro Hektar und Jahr aus der EU-Kasse, ganz gleich
wie groß er ist. Das begünstigt gerade den extensi-
ven Getreideanbau mit wenigen Arbeitskräften,

den die modernen Agrarindustriellen betreiben.
Die KTG AG etwa kassiert Jahr für Jahr mehr als
zehn Millionen Euro Steuergeld. Wegen der ho-
hen Verschuldung und Zinslast hätte der Konzern
vergangenes Jahr ohne diese Zahlungen sogar Ver-
lust gemacht. „Da fließen Millionen für Millio-
näre“, ärgert sich Bauernbund-Sprecher Jung.
Auch der CDU-Landwirt von der Marwitz hält die
unbegrenzten Zahlungen für „völlig falsch“. Das
viele Steuergeld sei schließlich „dafür gedacht,
eine vielfältige Landwirtschaft zu erhalten“.

Genauso dachte auch EU-Agrarkommissar Da-
cian Ciolos, als er 2012 sein Reformpaket zur
EU-Agrarpolitik vorlegte. Demnach sollten die
Zahlungen pro Unternehmen auf 300000 Euro be-
grenzt und nach Flächengröße gestaffelt werden.
Je größer der Betrieb, desto geringer sollten die
Zahlungenausfallen.HättesichCiolosdamitdurch-
gesetzt, hätte das die weitere Expansion der neuen
Agrarkonzerne „gewiss erheblich gebremst“, ur-
teilt Agrarökonom Forstner. Doch daran hatte Mi-
nisterinAigner keinInteresse.Gemeinsam mitden
Briten, wo Landwirtschaft ohnehin fast nur noch
imindustriellenMaßstabbetriebenwird,erreichte
Aigner,dassderBrüsselerMinisterratdieobligato-
rische Kappungsgrenze im Juni verwarf.

Hinter Aigners Verweigerung steht der massive
Widerstand der LPG-Nachfolgebetriebe, welche
die offiziellen ostdeutschen Bauernverbände kon-
trollieren. Mit ihrenmeist weitmehr als 1000Hek-
tar hätten sie einige Kürzungen hinnehmen müs-
sen.ZugleichwärederVerkaufswert ihrer Betriebe
gesunken, den viele alte DDR-Agrarkader als ihre
Altersvorsorge ansehen. Unter dem Druck dieser
Lobby stemmten sich daher auch alle fünf ostdeut-

schen Agrarminister gegen
die Kappung und Aigner
spielte brav mit. „Größe“
dürfe „nicht diskriminiert
werden“,begründetderBran-
denburger Bauernverbands-
chef und SPD-Politiker Udo
Folgart diese Position. Folgart
ist selbst an einer Agrar
GmbHbeteiligt,diemehrheit-
lich einem westdeutschen In-

vestor gehört. Den Umstand, dass der Verzicht auf
die Kappung letztlich die Konzernlandwirtschaft
fördere und nun seine eigene Klientel in Bedräng-
nis bringt, nimmt Folgart billigend in Kauf. Dafür
gebe es eben „keine Lösung“, sagt er.

Noch ist die Kappung allerdings nicht endgültig
gescheitert. Immerhin hat sich das EU-Parlament
mehrheitlich dafür ausgesprochen und pocht auf
sein Recht, über die Agrarpolitik gleichberechtigt
mitzuentscheiden. CDU-Reformer von Marwitz
hat gleichwohl nur wenig Hoffnung, dass der Vor-
marschder Konzerneund Bodenspekulanten noch
aufzuhalten ist. „Ich bin desillusioniert“, gibt er
nach seiner Niederlage gegen Aigner zu.

Das sieht Marlies Kalies ganz anders. Zwar gebe
es nicht so viele Familienbetriebe wie den ihren,
der oppositionelle Bauernbund hat nur rund 1000
Mitglieder. Aber, so verspricht sie, „wir sind bes-
ser als die. Wir kämpfen wie die Löwen“.

?
den

Vor zwei Jahren hat die „Interna-
tional Land Coalition“ (ILC), ein
Bündnis aus 116 Organisatio-
nen, zu denen auch die Weltbank
gehört, eine gemeinsame
Definition von „Landgrabbing“
veröffentlicht. So werden dem-
nach Landkäufe bezeichnet, die
Menschenrechte verletzen
oder bei denen die bisherigen
Landnutzer nicht ausreichend
über ihre Rechte und über die Fol-
gen der Verkäufe informiert wur-
den. Sie greift auch, wenn ver-
sprochene Entschädigungen
ausbleiben oder den Verkäufen
kein demokratischer Prozess mit
unabhängigen Gutachten voran-
gegangen ist.
Nach Angaben der Nichtregie-
rungsorganisation Oxfam wur-
den seit dem Jahr 2001 in Ent-
wicklungsländern rund 227
Millionen Hektar Land verkauft
– eine Fläche etwa so groß wie
Westeuropa. Besonders stark
ist Afrika von Landkäufen betrof-
fen – wie viele dabei unter den
oben genannten Umständen er-
folgen, lässt sich nicht bezif-
fern. Die Land Matrix, eine Da-
tenbank, die seit ihrer Gründung
2012 Informationen über welt-
weite Landkäufe und -verkäufe
sammelt, listet auf Platz eins
der „Zielländer“ den Südsudan.

Hier wurden knapp über vier Mil-
lionen Hektar Land an Unterneh-
men verkauft, investiert haben
unter anderem Norwegen, die
USA und Saudi-Arabien. Auf
Platz zwei und drei der beliebtes-
ten Investitionsländer folgen
laut der Datenbank Papua-Neu-
guinea mit knapp unter vier Mil-
lionen verkauften Hektar und
Indonesien mit 3,5 Millionen
Hektar. In Indonesien werden
die riesigen Flächen vor allem
zum Anbau von Palmölplanta-
gen genutzt. Dieses Öl wird un-
ter anderem für Biokraftstoffe
verwendet, Nachfrage und An-
bau steigen rasant.
Die meisten Investoren weltweit
kommen aus den USA, gefolgt
von Malaysia und den Arabi-
schen Emiraten. Auch Saudi-Ara-
bien gehört laut Land Matrix zu
den Top-Ten-Investoren. Dass
dieser wüstenreiche, aber sehr
wohlhabende Staat Land in Mas-
sen kauft, zeigt eine Entwick-
lung deutlich: Länder mit
schlechten landwirtschaftlichen
Bedingungen wollen sich für die
Zukunft Nahrungsmittelsicher-
heit kaufen. Die Weltbevölke-
rung wird – so wird erwartet –
bis 2050 auf neun Milliarden
Menschen anwachsen. Diese
Bevölkerung hat einen steigen-

den Bedarf an Produkten, die
landwirtschaftliche Produktion
wird sich nach Schätzungen bis
2050 verdoppeln. Land er-
scheint demnach als eine gute
und sichere Investition. Oxfam
listet in einem Bericht die Pro-
bleme auf, die solche Verkäufe
mit sich bringen. Häufig werden
bisherige Landnutzer vertrie-
ben oder nicht angemessen für
den Verlust des Landes entschä-
digt. Der lokalen Bevölkerung
fehlt der Zugang zu Land, Essen
und Wasser. Hinter der gesam-
ten Diskussion verbirgt sich die
Frage: Wem soll Land gehören?
Auch in Europa kommt es zu im-
mer stärkerer Konzentration von
Landbesitz. In Spanien verfügen
nach Ergebnissen einer Studie
von Via Campesina, einem inter-
nationalen Bündnis von Klein-
bauern, zwei Prozent der Landbe-
sitzer über die Hälfte aller Flä-
chen. In der Ukraine besitzen ei-
nige Oligarchen mehrere hun-
derttausend Hektar Land.
Auch für Osteuropa interessie-
ren sich laut der Studie ausländi-
sche Investoren: In Bulgarien
investieren unter anderem
China, Kuwait und Katar, in
Rumänien steckt Kapital aus
dem Libanon, aus Nordeuropa
und Kanada.  Elisa Simantke
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Wettrennen um Nahrungsmittel in der Zukunft

Von Harald Schumann

Kaufen

DLANDGRABBING

DIE HEUSCHRECKEN
Die AgroEnergy mit Sitz in Hamburg bietet Kapital-
anlagern die Beteiligung bei Kauf, betriebswirt-
schaftlicher Optimierung und anschließendem Ver-
kauf von Agrarunternehmen in Ostdeutschland.
Für ihr erstes Projekt warb die Firma ab 2008 bei
22 Investoren 34 Millionen Euro ein und erwarb
damit zwei Großbetriebe in Mecklenburg-Vorpom-
mern, die zusammen 4100 Hektar bewirtschaften.
Beim Verkauf der Projektgesellschaft im jahr 2011
erzielten die Anleger einen Gewinn von rund 30
Prozent. Derzeit wirbt AgroEnergy Anlagen von bis
zu 150 Millionen Euro ein und verhandelt dafür
nach eigenen Angaben „exklusiv“ über den Ankauf
von Betrieben an fünf Standorten mit weiteren
20000 Hektar Ackerfläche. Die Organisatoren er-
warten einen Wertzuwachs der zugehörigen Äcker
von bis zu zehn und eine Gesamtrendite für die
Anleger von bis zu zwölf Prozent jährlich.

DIE DEUTSCHEN AGRARRIESEN

„Da fließen
zig Millionen
Euro vom
Staat an die
Millionäre“

„Die ziehen
uns den
Boden unter
den Füßen
weg“

„Wir kriegen
Strukturen
wie
in der
Dritten Welt“

Konzerne, Kapitalanleger und der westdeutsche Geldadel
kaufen sich im großen Stil

in die ostdeutsche Landwirtschaft ein
und verdrängen die eingesessenen Betriebe.

Die Politik fördert das Geschäft mit Milliardensubventionen DER BRANCHENFÜHRER
Der KTG-Konzern ist, gemessen an der bewirtschaf-
teten Fläche, Deutschlands größtes Agrarunterneh-
men. Verteilt über alle fünf ostdeutschen Länder
verfügt er über 31000 Hektar Ackerfläche. Weitere
8000 Hektar bewirtschaften KTG-Betriebe in Li-
tauen. Ein Viertel der Flächen sind im Konzernbe-
sitz. Der Rest ist gepachtet. Knapp ein Drittel des
Jahresumsatzes von zuletzt 110 Millionen Euro er-
wirtschaftet der Konzern mit dem Verkauf von
Strom und Wärme aus Biogasanlagen. Trotz seiner
Größe beschäftigt das Unternehmen lediglich
knapp 600 Arbeitskräfte. Der Konzern wird als bör-
sennotierte Aktiengesellschaft geführt und finan-
zierte seine schnelle Expansion nach dem Börsen-
gang im Jahr 2007 mit der Auflage hochverzinster
Anleihen. Die Verschuldung liegt mit 356 Millionen
Euro beim Vierfachen des Eigenkapitals.

DER FAMILIENSCHATZ
Die Steinhoff-Familienholding mit Sitz im nieder-
sächsischen Westerstede verwaltet das Vermö-
gen der Familie des Möbelunternehmers Bruno
Steinhoff. Am gleichnamigen, heute in Südafrika
angesiedelten Konzern ist sie weiterhin beteiligt.
Die Gesellschaft bewirtschaftet nach Schätzung ex-
terner Fachleute rund 20000 Hektar Ackerfläche,
das meiste davon in den Brandenburger Landkrei-
sen Uckermark, Teltow-Fläming und Potsdam-Mit-
telmark. Angebaut wird vorwiegend Raps und
Mais, um mit den geernteten Früchten die zugehöri-
gen 34 Biogasanlagen zu betreiben. Allein mit dem
Verkauf des erzeugten Stroms sowie der Lieferung
von Heizwärme erzielte die Familienfirma im letz-
ten Berichtsjahr (2011) knapp zwei Drittel des Jah-
resumsatzes von 64 Millionen Euro. Dabei kam sie
auf einen Jahresgewinn von neun Millionen Euro.

DER MULTIUNTERNEHMER
Die Lindhorst-Gruppe ist ein Konglomerat aus Fir-
men des Unternehmers Jürgen Lindhorst aus Win-
sen an der Aller. Neben einem Immobiliengeschäft
und einer Kette von Pflegeheimen gehört mit der
JLW Holding auch eines der größten deutschen
Agrarunternehmen dazu. Dieses betreibt etwa
20Landwirtschaftsbetriebe vorwiegend in Bran-
denburg und Sachsen-Anhalt, die nach eigenen An-
gaben rund 24000 Hektar Land gemäß „der Philos-
phie der industriellen Landwirtschaft“ bewirtschaf-
ten. Lindhorst setzt auf maximale Rationalisierung
durch „schlanke Betriebsorganisation“ und den
Einsatz von externen Lohnunternehmen. Damit er-
reiche man besonders „niedrige Arbeitserledi-
gungskosten“, mit denen sich die JLW „im interna-
tionalen Vergleich in der Spitzengruppe“ befinde.

DER LEBENSMITTELMULTI
Die Südzucker AG ist ein vorwiegend in Europa täti-
ger internationaler Konzern, dessen Kerngeschäft
die Raffinierung und der Vertrieb von Zucker ist.
Zum Konzern gehören außerdem der Pizzaherstel-
ler Freiberger, die Herstellung von pflanzlichen In-
haltsstoffen für die Lebensmittelindustrie unter
der Marke Beneo sowie der Fruchtverarbeiter
Agrana. Daneben unterhält der „Geschäftsbereich
Landwirtschaft“ neun Agrarbetriebe mit einer Flä-
che von rund 10000 Hektar in Baden-Württem-
berg, Bayern, Hessen, Thüringen und Sachsen, da-
runter die sächsische Agrar- und Umwelt Gmbh Lo-
beraue, die allein schon über 3500 Hektar Ackerflä-
che verfügt. Weitere 6000 Hektar bestellen kon-
zerneigene Betriebe in Moldawien, um dort den Zu-
ckerrübenanbau einzuführen und neue Rohstoff-
quellen zu erschließen.
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